
Durch den Sprecher der Regie-
rung der DDR wurden auf der
Pressekonferenz am 2. 5. einige
Einzelheiten der offensichtlich
ausgehandelten Umtauschver-
hältnisse von Mark in D-Mark bei
der Währungsunion mitgeteilt.
Für Löhne und Gehälter soll ein
Umtausch im Verhältnis von 1:1
erfolgen. Stichtag ist der 1. 5.1990,
damit jede Möglichkeit von Lohn-
und Gehaltserhöhungen für den
Umtausch wirkungslos bleibt. Ein
Ausgleich für den Subventions-
abbau bei den Preisen ist nicht
vorgesehen.

Hierzu ist festzustellen, daß be-
kanntlich zur Zeit die Löhne in
der BRD brutto dreimal und netto
2,2mal so hoch sind wie in der
DDR. Das entspricht den ökono-
mischen Realitäten, speziell den
vorhandenen Unterschieden im
Produktivitätsniveau. Hinzu
kommt, daß die Nettolöhne durch
die Anpassung an das Sozialver-
sicherungssystem der BRD sinken.
An Stelle des Einheitssatzes von
10 Prozent für Sozialversicherung
(Pflichtversicherung bis zur
Grenze von 600,— Mark und Frei-
willige Zusatzrentenversicherung
bis 1200,- Mark bzw. tatsächliche
Einkommen) sollen künftig von
den Werktätigen nach dem BRD-
Modell insgesamt 18 Prozent vom
Bruttolohn Sozialabzüge geleistet
werden. Das sind im einzelnen

9,35 Prozent für die Rentenver-
sicherung,
6,5 Prozent für die Krankenver-
sicherung,
2,15 Prozent für die Arbeitslosen-
versicherung.

Ob die gegenüber den Regelun-
gen in der DDR günstigeren Lohn-

steuersätze der BRD übernommen
werden sollen, bleibt offen.

Nicht zu akzeptieren ist die Um-
stellung der Löhne ohne Aus-
gleichszahlungen für Subventions-
abbau und Preisreform in der
DDR. Mit der Währungsunion
werden sich die Preise in der
DDR fast schlagartig an das Ni-
veau der BRD angleichen. Die
Subventionen für Lebensmittel,
Industriewaren u. a. in Höhe von
etwa 50 Milliarden Mark würden
wegfallen. Das würde die Netto-
einkommen der Bevölkerung be-
deutend entwerten.

Völlig unverständlich ist unter
diesen Bedingungen die Ankün-
digung des Ministers für Bau-
wesen, Städtebau und Woh-
nungswirtschaft, Dr. Axel Vie-
weger, die „Kaltmieten" in
3 Stufen auf 233 »/#, 355 »/o und
schließlich auf 600 °/0 zu erhöhen.
Für Energie und Wasser soll der
Preis je Quadratmeter von 0,40 M
auf 2,10 M steigen.

Insgesamt kann man dem
FDP-Vorsitzenden Otto Graf
Lambsdorff zustimmen, wenn er
sagt: „Die Umstellung der Löhne
und Gehälter im Verhältnis 1:1
läuft ohne Ausgleichszahlungen
auf das gleiche hinaus wie ein
Unftauschkuns von 2:1."

Für den Umtausch der Spar-
einlagen und der Bargeldbeträge
ist ein Verhältnis von 1:1 nur
vorgesehen bei Kindern bis zum
14. Lebensjahr in Höhe von
2000,- Mark, bei Bürgern im Al-
ter bis zu 59 Jahren in Höhe von
4000,— Mark und ab 60 Jahren in
Höhe bis 6000,- Mark. Für alle
darüber liegenden Beträge soll
ein Umtauschkurs von 2:1 gelten.
Für die Bevölkerung der DDR
würde das bedeuten, daß rund

zwei Drittel der Sparguthaben
und Bargeldbeträge von insgesamt
175,9 Milliarden Mark um die
Hälfte abgewertet werden. Ein
Verlust von fast 60 Milliarden
Mark gesparten Geldes ist ein
Preis für die Wähcungsunion, der
von der DDR-Bevölkerung gezahlt
werden soll. Das scheinbare Zu-
geständnis an die älteren Bürger
zu Lasten der Familien mit Kin-
dern erweist sich zudem noch als
ein Geschäft für die BRD-Regie-
rung: den 2,8 Millionen Bürgern
über 60 Jahre stehen rund 3 Mil-
lionen Kinder bis 14 Jahre gegen-
über. Selbst bei einem Umtausch-
verhältnis von 1:1 tritt durch die
Erhöhung der Lebenshaltungs-
kosten eine Entwertung der Spar-
guthaben, vor allem bei Bürgern
mit niedrigem Einkommen, ein.

Von Instituten der BRD sowie
der DDR entsprechend interna-
tionalen Methoden durchgeführ-
te Kaufkraftvergleiche nach Wa-
renkörben haben ergeben, daß
im Bevölkerungsbereich ein Kurs
von 1:1 ökonomisch real ist.

Aus all den genannten Grün-
den halten wir einen Umtausch
aller Spareinlagen — unabhängig
von ihrer Höhe - im Verhältnis
1:1 für gerechtfertigt.

Eine sozial begründete zeitlich
gestaffelte Freigabe der Erspar-
nisse mit dem Ziel, einer Infla-
tion vorzubeugen, würde nach
unserer Auffassung das Ver-
ständnis vieler Bürger finden —
eine Abwertung aber nicht.

Wir sind auf der Seite der Bür-
ger, die erklären, daß sie eine
Verschlechterung ihrer sozialen
Lage im Gefolge der Währungs-
union nicht kampflos hinnehmen
werden.

Nachdem am vergangenen Mon-
tag die Besatzung des Green-
peace-Schiffes „Beluga" die in
die Elbe führenden Abwasser-
rohre des Magdeburger Chemie-
betriebes „Fahlberg-List" dicht-
gemacht hatte (wir berichteten
darüber in unserer Mittwoch-A-
Ausgabe), beschloß die Betriebs-
leitung umgehend die sofortige
Stillegung 'besonders umweltge-
fährdender Produktionsab-
schnitte. Betriebsleitung, Wasser-
wirtschaftsdirektion und Green-
peace-Mitarbeiter berieten nun
am Mittwoch gemeinsam über
die Zukunft des über lOOjähri-
gen Chemiebetriebes. ND sprach
mit dem Betriebsleiter von
„Fa'hlberg-tList", Dr.- Christian
Stöckel.

Wir waren uns darin einig, daß
es gilt, Umweltschäden zu ver-

Moskau (ADN). Litauens Parla-
mentspräsident Vytautas Lands-
bergis hat Bundeskanzler Hel-
mut Kohl und Frankreichs Präsi-
denten Francois Mitterrand gebe-
ten, der sowjetischen Führung
das Einverständnis zu Verhand-
lungen über eine zeitlich be-
grenzte Aussetzung bestimmter
Beschlüsse zur Unabhängigkeit
der Ostseerepublik zu übermit-
teln. In gleichlautenden Schrei-
ben an beide Politiker heißt es:
„Wir streben den Dialog an und
bekräftigen, daß über alle Fra-
gen verhandelt werden kann, mit
Ausnahme der am 11. März 1990
wiederhergestellten Unabhängig-
keit des Staates Litauen". s

Die Bevölkerung der Republik

In unserer gestrigen Ausgabe be-
richteten wir über eine Polizei-
aktion in Berlin-Lichtenberg, bei
der unter anderem der stellver-
tretende Parteivorsitzende der
Nationalen Alternative (NA) ver-
haftet wurde, der am 6. Mai für
die Stadtbezirksversammlung
kandidiert. Bei der Durchsuchung
des NA-Büros hatte die VP Pro-
pagandamaterial der Republika-
ner und aus der Nazizeit sicher-
gestellt.

Auf eine Anfrage des ND bei
Dieter Rohst von der Lichten-
berger Wahlkommissioh war zu
erfahren, daß sie am Mittwoch
beim Präsidium der Zentralen
Wahlkommission eine Überprü-
fung der Wahlzulassung der NA
beantragt hat.

Dazu Pressesprecher Pfarrer
Peer Bickhardt von der „Zentra-
len" gegenüber ND: „Unser Gre-
mium kann dies nicht entschei-
den. Wir haben natürlich eine
Position. Zunächst gilt, daß ein
Verhafteter nicht belangt werden
kann, solange das Verdachts-
material nicht hieb- und stich-
fest ist. Dann ist es Aufgabe des
Präsidiums der Volkskammer,
die die NA ja zugelassen hat,
beim ' Generalstaatsanwalt der'
DDR oder beim Bezirksgericht
Berlin direkt den Antrag zu stel-
len auf Verbot dieser Partei. Bis
zur Wahl können wir keine di-
rekten Konsequenzen des Aus-
schlusses ziehen. Wir können
nicht eingreifen."

Köln (ADN). Der saarländische
Ministerpräsident und SPD-
Kanzlerkandidat Oskar Lafon-
taine ist am Mittwoch aus der
Universitätsklinik Köln-Linden-
thal entlassen worden. Die Ge-
sundheit des SPD-Spitzenpoliti-
kers, auf den vor einer Woche
während einer Wahlkampfveran-
staltung von einer geistesgestör-
ten Frau ein Attentat verübt wor-
den war, ist nach Angaben der
Staatskanzled in Saarbrücken so
weit wiederhergestellt, daß kein
weiterer Krankenhausaufenthalt
vorgesehen ist.

Vor Journalisten sagte Lafon-
taine, er könne nicht mehr in die
laufenden Landtagswahlkämpfe
eingreifen. Er hätte gerne Johan-
nes Rau in Nordrhein-Westfalen
und Gerhard Schröder in Nieder^-
sacKsenJ geholfen. •

Nach Auskunft der behandeln-
den Ärzte muß der saarländische
Ministerpräsident sich noch scho-
nen. „Dem Patienten wird eine
Erholungsphase fernab jeglicher
beruflicher Inanspruchnahme zur
Wiederherstellung seiner Gesund-
heit dringend geraten", heißt es
in einer Erklärung.

Zwickau (ADN). Das Heizwerk
des VEB Steinkohlenkokereien
Zwickau wird mit einer Elektro-
filteranlage zur Entstaubung der
Rauchgase ausgestattet. Die Tech-
nik stellt die BRD-Firma STEAG
AG Essen zur Verfügung. Die
ersten Ausrüstungen trafen am
Mittwoch im DDR-Betrieb ein.

Der Filter war in. einem 1988
stillgelegten Steinkohlenkraft-
werk der STEAG AG in Bottrop
installiert. Wie der Vorstandsvor-
sitzende des Unternehmens, Dr.
Hans Krämer, mitteilte, habe sich

seine Firma spontan bereit erklärt,
die nicht mehr benötigte Anlage
dem VEB zur Verfügung zu stel-
len. Unterstützt wird die Umset-
zung durch einen 300 000-D-Mark-
Kredit, den die Kreditanstalt für
Wiederaufbau bereitstellte. '

Die STEAG-Anlage vermag den
Staubgehalt der Rauchgase des
Zwickauer Heizwerkes um mehr
als 99 Prozent von rund 10 000
Milligramm pro Kubikmeter auf
weniger als 50 Milligramm zu ver-
ringern. Die Anlage soll Mitte
1991 in Betrieb gehen.

Die einen sprechen von Erfolg,
die anderen von Hoffnungslosig-
keit: Die am Dienstag in New
York beendete Wirtschaftssonder-
tagung der UNO gibt mit ihrer
Abschlußdeklaration für beide
Varianten gleichermaßen Anlaß.

Die Errungenschaft: Eine zum
Thema von Wirtschaftsfragen der
unterentwickelten Länder zu-
stande gekommene Deklaration
wie diese konnte im Konsens von
160 Mitgliedsstaaten so erstmals
erreicht werden. Der Nachteil:
Fast alles, was in ihr über die
Notwendigkeit der Wiederbele-
bung der Sozialökonomien in der
Dritten Welt enthalten ist, hat
durchweg unverbindlichen Cha-
rakter.

Wollen die Industriestaaten laut
UNO-Papier nunmehr ihre Mög-
lichkeiten stärker nutzen, um
bessere weltwirtschaftliche Rah-
menbedingungen für Entwick-
lungsländer zu schaffen, so mußte
dafür z. B. der konkrete Vor-

schlag der „Gruppe der 77" wel-
chen, den am wenigsten entwik-
kelten Staaten (LDC) ihre aus
offizieller Entwicklungshilfe stam-
menden Schulden zu erlassen.

Konkret scheinbar geht's zu,
wo es den „Armen" gelungen ist,
die Vorstellung zu fixieren, daß
die Industrieländer 0,7 Prozent
ihres Bruttosozialproduktes als
offizielle Entwicklungshilfe und
weitere 0,15 Prozent als zusätz-
liche Unterstützung für die LDC-
Staaten aufbringen sollten. Auch
das allerdings bleibt eine durch
niemanden einklagbare Empfeh-
lung.

Vieles weitere klingt in diesem
UNO-Papier ebensogut. Erstmals
ist in ihm die Verantwortung al-
ler Staaten für den Schutz der
Umwelt aufgenommen, will man
den Entwicklungsländern diesbe-
züglich moderne Technologien an-
bieten. Auch soll der freie Welt-
handel vor allem mit Rohstoffen

weiter von Protektionismus be-
freit werden.

Zum anderen muß es zu den-
ken geben, daß der Vorschlag der
„77" keine Chance hatte, künftig
einen Fonds „Abrüstung und
Entwicklung" einzurichten. Üb-
riggeblieben ist die Feststellung,
daß eine „Friedensdividende"
aus einer hoffentlich voranschrei-
tenden Abrüstung auch und ge-
rade den Entwicklungsländern
nutzbar werden soll. Einmal mehr
indes — unverbindlich.

Eine weitere Sorge der mei-
sten Konferenzteilnehmer wurde
ebenfalls nicht ausgeräumt: Wird
der Übergang Osteuropas zur
Marktwirtschaft der Zweidrittel-
welt letztlich nicht weitere Mit-
tel entziehen? Das „Nein" der
europäischen und transatlanti-
schen Minderheit in der UNO
dürfte in den Ohren der Betrof-
fenen wohl nicht sehr überzeu-
gend geklungen haben.. .

Frucht der Gewalt: brennende Fahrzeuge, darunter sechs der Polizei. Mit schwerer Technik beseitigte die
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233 verletzte Polizisten, vier da-
von schwer, 140 Festgenommene
und ein beträchtlicher Sachscha-
den — so lautet die Bilanz der
Kreuzberger Nacht vom 1. auf den
2. Mai. Wie das Westberliner Rote
Kreuz . mitteilte, seien 27. Ver-
letzte in Krankenhäuser gebracht
und 127 an Ort und Stelle ver-
sorgt worden.

Kurz nach 20 Uhr, ein Straßen-
fest autonomer Gruppen war ge-
rade friedlich beendet worden,
kam es zu ersten Provokationen
im Bereich der Skalitzer Straße
und am Lausitzer Platz. Kleine
Gruppen teilweise vermummter
Randalierer warfen Flaschen und
Pflastersteine gegen bereitste-
hende Polizeifahrzeuge, schössen
Leuchtraketen gegen Absperrket-
ten. Die Randale waren offenbar
gründlich vorbereitet worden,
denn bereits am Nachmittag hat-
ten Polizeibeamte auf einem
Spielplatz in der Falckenstein-
straße eine Reisetasche mit .soge-
nannten Krähenfüßen und rund
30 Molotowcocktails entdeckt.

Dienstag abend, gegen 21 Uhr,
kreiste ein US-Hubschrauber über
dem Görlitzer Park. Wasserwer-

fer, Schlagstöcke und Tränengas
wurden eingesetzt, um die Ord-
nung wieder herzustellen. Die
rund 500 Randalierer verstärkten
die Steinwürfe — auch von Dä-
chern hagelten Wurfgeschosse
herab. Die Görlitzer Straße wurde
ein Zentrum der Auseinanderset-
zungen. Die Polizei fuhr hier wie
in der Wdener Straße und der Ora-
nienstraße gepanzertes Räumgerät
auf. Der Betrieb auf der U-Bahn-
Linie 1 mußte gegen 22.30 Uhr
zwischen dem Kottbuser und dem
Schlesischen Tor eingestellt wer-
den. Augenzeugen wollen auch
vereinzelte Plünderungen beob-
achtet haben. Sieben Festgenom-
mene, die angeklagt werden, sol-
len laut AFP DDR-Bürger sein.

Die Polizei war in dieser Nacht
mit über 3700 Mann im Einsatz,
denn in anderen Westberliner
Stadtteilen — beispielsweise in
Lichtenrade — kam es zu Zusam-
menstößen zwischen deutschen
und ausländischen Jugendlichen.

Der Regierende Bürgermeister
von Berlin (West), Walter Mom-
per, zeigte sich gegenüber der

' Presse betroffen.

Bitterfeld (ND-Brockhaus). In
einem ökologischen Prioritä-
tenkatalog für die DDR müßte
der Raum Bitterfeld obenan
stehen. Von der Berechtigung
dieser Forderung der Bürger
dieses Gebietes und der Um-
weltexperten überzeugte sich
am Mittwoch Ministerpräsi-
dent Lothar de Maiziere in
der Industriekreisstadt und im
Chemiekombinat.

Lothar de Maiziere kündigte
an, daß im Ministerrat ein
komplexes Programm für Bit-
terfeld und Wolfen beschlos-
sen wird. Es beinhalte kurz-,
mittel- und langfristige Maß-
nahmen, darunter in nächster
Zeit die Schließung besonders
umweltbelastender Anlagen.
Bei allem sei Augenmaß erfor-
derlich, denn der Industrie-
standort Bitterfeld soll u. a.
mit neuen Betrieben erhalten
werden.

Berlin (ADN). Einsicht in die
über sie eventuell vorhande-
nen Stasi-Akten hat der Spre-
cherrat des Neuen Forums in
Berlin gefordert. Zwölf der 15
Mitglieder des Landesspre-
cherrates waren am Mittwoch-
vormittag vor das Gebäude
der Generalstaatsanwaltschaft
gezogen und hatten einen
diesbezüglichen Brief überge-
ben. Darin wird nachdrücklich
ihre eigene Überprüfung hin-
sichtlich einer eventuellen

Mitarbeit im ehemaligen
MfS/AfNS gefordert. In dem
Gespräch mit dem General-
staatsanwalt sei jedoch deut-
lich geworden, daß es bislang
an einer gesetzlichen Grund-
lage für eine solche Überprü-
fung fehle.

Berlin (ADN). Nach einer Stu-
die des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschafts-
forschung (RWI) wird fast je-
der zweite der rund 82 000 Be-
schäftigten in der Stahlindu-
strie der DDR nach der Ver-
einigung beider deutscher
Staaten seinen Arbeitsplatz
verlieren.

Mttncfaen (ADN). Die Eisen-
bahnergewerkschaften der
DDR und der Bundesrepublik
werden sich voraussichtlich
noch im Herbst diesen Jahres
zusammenschließen, teilte der
Vorsitzende der Gewerkschaft
der Eisenbahner Deutschlands,
Rudi Schäfer, vor Journalisten
in München mit Gemeinsames
Ziel sei die Angleichung der
Löhne und Arbeitsbedingun-
gen der DDR-Bahn an die der
Bundesbahn.

Schäfer plädierte ferner fürj
eine schnelle Verknüpfung der
Schienennetze zwischen bei-
den deutschen Staaten. Die
Gesamtausgaben schätzte er
langfristig auf etwa 100 Mil-
liarden D-Mark.

Brüssel (ADN). Die EG-Kom-
mission hat am Mittwoch in
Brüssel einen detailliertet
Aktionsplan vorgelegt, wie die
bislang an Ungarn und Polen
gewährte Hilfe der „Gruppe
der 24" auf Bulgarien, die
DDR, die Tschechoslowakei,
Jugoslawien und Rumänien
ausgeweitet werden könnte.
Der Aktionsplan sieht vor,
diesen Staaten den Zugang zu
den westlichen Märkten vor
allem durch die Gewährung
der Meistbegünstigung zu er-
leichtern.

Für die einzelnen Länder
werden, ausgehend von der je-
weiligen Wirtschaftslage, spe-
zifische Schwerpunkte für die
Unterstützung gesetzt. Für die
DDR werden dabei genannt:
die Lebensmittelindustrie (Re-
konstruktion von Schlacht-
höfen, Molkereien und Zuk-
kerfabriken), Verbesserungen
im Umweltschutz (Wasser-
und Luftverschmutzung, in-
dustrielle Umweltbelastung,
Schutz kultureller Werte), In-
vestitionen in das Verkehrs-
und Nachrichtenwesen, Bil-
dung (Management, Hoch-
schulbildung, Aktivitäten in
Wissenschaft und Technik) so-
wie verbesserter Zugang zu
den Außenmärkten.

Düsseldorf (ADN). Nordrhein-
Westfalen will sich nach den
Worten von Ministerpräsident
Johannes Rau nur unter be-
stimmten Bedingungen an der
Mitfinanzierung der deut-
schen Einheit beteiligen. Die
Bundesregierung müsse vor
allem Klarheit über den tat-
sächlichen Finanzbedarf schaf-
fen, sagte der SPD-Politiker
nach einer Sondersitzung des
Kabinetts am Mittwoch in
Düsseldorf. Schätzungen, die
zwischen 40 und 60 Milliarden
D-Mark lägen, seien zu vage.
Zweitens müsse sie aufzeigen,
welche staatlichen Ebenen
durch den Wegfall von Kosten
wegen der Teilung entlastet
würden Außerdem müsse im
Bundeshaushalt eingespart
und umgeschichtet werden. So
müsse der „Jäger 90" gestoppt,
große Rüstungsprojekte soll-
ten überprüft werden.

Bonn (ADN). Für die CSU ist
eine Fristenlösung bei Schwan-
gerschaftsabbrüchen nach der
bestehenden gesetzlichen Re-
gelung in der DDR in einem
vereinigten Deutschland „völ-
lig inakzeptabel". Der Bonner
CSU-Landesgruppenchef Wolf-
gang Bötsch erklärte am Mitt-

. woch gegenüber dpa, er könne
sich auch nicht vorstellen, daß
es in den verschiedenen Tei-
len Deutschlands in dieser
Frage unterschiedliche Rege-
lungen geben werde.

Pra* (ADN). Die Amtszeit
des nächsten tschechoslowaki-
schen Staatspräsidenten wird
zwei Jahre betragen. Das be-
schloß das Landesparlament
am Mittwoch in Prag auf sei-
ner letzten Tagung vor den
Wahlen am 8. und 9. Juni die-
ses Jahres. Die Abgeordneten
folgten mit ihrer Entscheidung
dem Argument von Präsident
Vaclav Havel, daß die Amts-
zeit mit der Mandatsdauer der
Parlamentarier i und der Re-
gierung übereinstimmen sollte.

Gebilligt wurde auch ein Ge-
setz zur Umwandlung des Be-t .
reichs Verteidigung und
Sicherheit beim Präsidialamt
der Regierung in ein Sekreta-
riat des Staatsverteidigungs-
rates (SOR).

Prag (ADN). Eine Gruppe von
rund 200 Skinheads und Punks
hat am späten Abend des
1. Mai auf dem Prager Wen-
zelsplatz randaliert, meldete
CTK am Mittwoch unter Be-
zugnahme auf einen Polizei-
sprecher. Die Rowdys hätten
die Gegend regelrecht nach
Farbigen durchkämmt. Wäh-
rend sich Roma und in der
CSFR lebende Vietnamesen
rechtzeitig in Sicherheit brin-
gen konnten, seien zwei kana-
dische Touristen dunkler Haut-
farbe überfallen und verletzt
worden.

In der westböhmischen In-
dustriestadt Plzen war es am
selben Tag zum ersten organi-
sierten Überfall von Skin-
heads auf SRV-Bürger gekom-
men. Dabei wurde ein Wohn-
heim überfallen, in dem viet-
namesische Beschäftigte der
Skoda-Werke leben..,

Moskau (ADN). Eine neue un-
abhängige Arbeiterorganisa-
tion ist am Mittwoch in der
UdSSR gegründet worden. Wie
die „Iswestija" berichtete, hat-
ten Vertreter von rund 50 Ar-
beiterbewegungen, freien Ge-
werkschaften und Politklubs
des Landes auf einem Kongreß
in der westsibirischen Stadt
Nowokusnezk das Statut der
„Konföderation der Arbeit"
ausgearbeitet.

Washington (ADN). Das ame-
rikanische Repräsentantenhaus
hat am Dienstag dem Haus-
haltsentwurf für das Jahr 1991
zugestimmt. Er sieht Ausga-
ben in Höhe von 1,2 Billionen
Dollar und eine Beschneidung
des Verteidigungsbudgets vor.
In diesem Bereich sind 295,5
Millionen Dollar eingeplant,
8,3 Millionen Dollar weniger,
als von US-Präsident George
Bush gefordert.

Der Entwurf 1991 sieht fer-
ner die Verringerung des
Haushaltsdefizits um 36 Mil-
liarden Dollar vor. Er muß
jetzt noch im Senat erörtert
werden.

Damaskus (ADN). Eine In-
itiative zur Aussöhnung zwi-
schen Syrien und Irak hat
Ägyptens Präsident Hosni Mu-
barak dem syrischen Staats-
chef Hafez al-Assad unterbrei-
tet. Wie am Mittwoch in Da-
maskus bekannt wurde,
schlägt Mubarak vor, daß die
Außenminister beider Länder
noch im Mai in Kairo alle
Streitfragen besprechen und
einen syrisch-irakischen Gipfel
vorbereiten sollen. Für die
Normalisierung des Verhält-
nisses dürften keine Vorbedin-
gungen gestellt werden.

Iraks Präsident Saddam
Hussein hatte im Februar die
Aussöhnung von einer öffent-
lichen Entschuldigung Assads
für die syrische Unterstützung
Irans im Golf krieg abhängig
gemacht.

erhält seit dem 1. Mai einige
Grundnahrungsmittel nur noch
auf Zuteilung. Dazu sah sich die
litauische Führung nach den so-
wjetischen Wirtschaftssanktio-
nen gezwungen. Laut Vizepräsi-
dent Stankiavicius haben seit
Beginn des Moskauer Embargos
in Litauen 13 000 Beschäftigte
ihre Arbeit verloren.

Premierministerin Prunskiene
wird am heutigen Donnerstag in
Washington mit USA-Präsident
Bush zusammentreffen. Das be-
deute keine Änderung des ame-
rikanischen Kurses der Nicht-
anerkennung der Unabhängig-
keit Litauens, betonte White- "
House-Sprecher Martin Fitz-
water.

Umweltgefahr war uns im
vollen Maß nicht bekannt
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Mubarak will Syrien
und Irak versöhnen

Litauen läßt Bereitschaft
zum Dialog übermitteln
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RENE HEILIG

Von BIRGITT PÖTZSCH

Von HEINZ JAKÜBOWSKI

MSCHAU

Wie beurteilen Sie den Einsatz
von Greenpeace?

Diese internationale Ürnwelt-
schutzorganisation ist ja so etwas
wie ein schlechtes Gewissen.
Doch ich habe den Mitarbeitern
die Empfehlung gegeben, künftig
ähnlich spektakuläre Aktionen zu
vermeiden. Wenn sie einfach
Rohre zustopfen, machen sje
zwar recht eindrucksvoll auf be*
stehende Mißstände aufmerksam.
Sie können jedoch auftretende
Sekundärreaktionen nicht ein-
schätzen, weil sie die betriebli-
chen Abläufe nicht kennen. Ein
sachliches Gespräch sehe ich als
angebrachter.
Dieses führten Sie Ja nun am
Mittwoch. Kam ei dabei zu einem
Konsens?

meiden. Konträr standen unsere
Meinungen jedoch zum Zeitpunkt
Wir haben in zwei Betriebsabtei-
lungen und zwei weiteren Pro-
duktionsabschnitten, die Ende des
Jahres gerade wegen der von
ihnen ausgehenden ökologischen
Belastungen ohnehin geschlossen
werden sollten, die Arbeit um-
gehend eingestellt Bei der Her-
stellung von Herbiziden, die auf
Zuckerrübenflächen zum Einsatz
kommen, fällt das toxische Ben-
zol an. Hier wollen wir nicht,
wie Greenpeace es verlangt, so-
fort schließen, sondern kurzfri-
stig Apparaturen zur Verringe-
rung des Benzolgehaltes im Ab-
wasser installieren.
Die Schließung einiger Betriebs-
teile hat auch die Freisetzung
von Arbeitskräften zur folfe. Was
wird mit den davon betroffenen
Werktätigen?

Es handelt sich konkret um 80
Frauen und Männer, die jedoch
an anderen Arbeitsplätzen im
Betrieb neue Tätigkeit finden.
Dafür reicht die finanzielle Kraft
noch aus.
Die chemische Belastung-, die
Greenpeace in den Abwasser-
rohren von „Fahlberf-List" ermit-
telte, ließ manchen Fachmann
erschauern. Kannten Sie die Ge-
fahren, die für die Elbe von
Ihrem Betrieb ausfIngen?

Längst nicht im erforderlichen
Ausmaß. Unsere Produkte sind
in der Pharmazie wie in der1

Landwirtschaft auch im Ausland
gefragt. Das Geld für moderne
Meßgeräte mit hoher Empfind-
lichkeit bekamen wir jedoch bis-
her nicht zugeteilt.

Legitim sind T-Shirts auch
noch, wenn sie mit dem Kon-
terfei Hitlers und der Aufzäh-
lung seiner Feldzüge bedruckt
sind - die Überschrift „Adolf
Hitler — Europäer» Yo-Yo
Champion 1939—1945" macht
sie zur Satire. Das Bundesver-
fassungsgericht gab mit diesem
Urteil zwei bayerischen Klein-
unternehmern recht, die zuvor
in drei Instanzen wegen der
Verwendung nationalsozialisti-
scher Symbole verurteilt wor-
den waren. Satire? Womöglich,
aber kaum tragbar.

POLITIK

IT.Dr. Christian Stöcke!, „Fahlberg-List"Ohne Ausgleich ist 1:1 wie 2:1
Von Prof. Dr. KLAUS STE1N1TZ, PDS-Volkskammerfraktion

International
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